
tigten ergab, dass 58 Prozent ihre Arbeits-

bedingungen als „Schlechte Arbeit“ be-

werteten.

Besonders groß war der Leidensdruck der

Beschäftigten, die Teile ihres Entgelts als Va-

riable erhielten. Mehr als zwei Drittel von ih-

nen (69 Prozent) fühlten sich dadurch be-

sonders belastet. Sie selbst sahen die

Ursachen in der Angst vor drohenden Ein-

kommenseinbußen (90 Prozent) und durch

einen von Vorgesetzten verursachten Leis-

tungsdruck (67 Prozent). In allen Bereichen

des Konzerns waren die Antworten alarmie-

rend: 62 Prozent der Befragten fühlten sich

nach der Arbeit leer und ausgebrannt, 54

Prozent gaben an, sich in der arbeitsfreien

Zeit nicht richtig erholen zu können und 55

Prozent der Beschäftigten erlebten ihre Ar-

beitssituation als frustrierend.

Die zahlreichen Kritikpunkte konnten nicht

innerhalb kürzester Zeit beseitigt werden.

Eine große „Baustelle“ waren die Variablen

im Vertrieb, die einen hohen Druck auf die

Beschäftigten ausübten. Seit Januar 2015

sind auch die Variablen bei der Telekom Shop

Vertriebsgesellschaft entschärft: Die Be-

schäftigten erhalten ein Jahreszielentgelt,

das in zwölf gleichen Teilen monatlich aus-

gezahlt wird. Zusätzlich können sie Prämien

entsprechend ihrer persönlichen Absatzleis-

tung erhalten.

Aus dem Inhalt

Das Urteil der Beschäftigten bei der
Befragung zur „Guten Arbeit bei der
Deutschen Telekom“ war vernichtend:
Die Arbeitsbedingungen im Telekom-
Konzern waren demnach – bis auf die
Kollegialität – im Vergleich zur Ge-
samtwirtschaft durchgängig schlech-
ter. Besonders schlecht fiel das Urteil
zur „Arbeitsintensität“ und „Arbeits-
platzsicherheit“ aus, gefolgt von den
Aufstiegsmöglichkeiten, dem Informa-
tionsfluss, der Gestaltung der emotio-
nalen Anforderungen und der Be-
triebskultur. Für ver.di stand damals
fest: Hier muss sich etwas ändern!

ver.di teilte die verschiedenen Themen in ein-

zelne, tarifpolitische „Päckchen“ und arbei-

tete diese nach und nach ab. Ein großes

Thema war die Ausbildungsquote, die für

die Jahre 2013 bis einschließlich 2015 mit ei-

ner hohen Übernahmequote geregelt wer-

den konnte. Hier entwickelt sich allerdings

gerade ein neuer Konflikt (siehe Seite 13).

Drastisch entschärft wurden die Variablen.

Ein Altersteilzeittarifvertrag wurde unbefris-

tet für den gesamten Konzern abgeschlossen

und nun noch aktuell verbessert. Erheblich

verbessern soll ein Belastungsschutztarifver-

trag – der kurz vor dem Abschluss steht – die

Arbeitsbedingungen bei der Telekom.

Dass nicht nur ver.di, sondern auch die Te-

lekom handeln muss, stand Anfang des Jah-

res 2013 fest. Damals lagen die ersten Er-

gebnisse der Beschäftigtenbefragung „Gute

Arbeit im Telekom-Konzern“ vor. Nach dem

DGB-Index „Gute Arbeit“ werden die Ant-

worten mit Punkten versehen, die Summe

ergibt dann die Kategorien von „Guter Ar-

beit“ bis „Schlechter Arbeit“. Das Ergebnis

der Umfrage unter den Telekom-Beschäf-
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Berlin: Mitgliedergruppe ver.di-Senioren Charlottenburg/Spandau:
30. März und 27. April, jeweils 18 Uhr, „Zur Sorgenpause“, Krowel-
straße 7, 13581 Berlin.

Braunschweig/Salzgitter: Senioren OV FB 9/10, Info-Nachmittag jeden
letzten Dienstag im Monat, 15 Uhr, Vereinsgaststätte „Rote Wiese“, Braun-
schweig, Kontakt: Rainer Klose, Tel. 05331/2424.

Bremen: Senioren OV FB 9/10, Treff jeden 1. Dienstag im Monat, 16 Uhr,
DGB-Haus, Bahnhofsplatz.

Dieburg: BeG Senioren Post/Telekom, 7. Mai, 18 Uhr, Stammtisch, „Zum
goldenen Barren“, Jahnstraße 2 in Münster.

Eschwege: BeG Senioren Werra-Meißner FB Post und Telekom, 1. Mai,
10 Uhr, Maikundgebung, Eschwege.

Frankfurt/Main: BeG Senioren Post/Telekom, Stammtisch jeden 1. Mitt-
woch im Monat, 15 Uhr und Skatstammtisch jeden zweiten Montag im
Monat, 16 Uhr, „Affentorschänke“, Neuer Wall 9.

Fürth: BeG Fürth, FB 9/10, Stammtisch jeden 1. Dienstag im Monat, 14 Uhr,
Pfarrzentrum St. Heinrich, „Heinrichsklause“, Sonnenstraße 21. In den un-
geraden Monaten finden Vorträge statt.

Hamburg: BeG Senioren Hamburg, Sprechstunde jeden 1. Mittwoch im
Monat von 10 bis 12 Uhr, Gewerkschaftshaus HH, Besenbinderhof 60,
Tel. 040/28584093, Internet: ➣https://tk-it-nord.verdi.de/personen
gruppen/senioren
Heidelberg: BeG Senioren, FB 9, jeden 2. Mittwoch im Monat, 15 Uhr,
Gaststätte „Löwenkeller“, Rohrbacher Straße 92.

Heilbronn: BeG Senioren FB 9/10, Stammtisch/Veranstaltungen, jeden
3. Donnerstag imMonat, 14 Uhr, Restaurant „Hofwiesen“, Hofwiesenstraße
40, Heilbronn-Sontheim.

Kaiserslautern: Senioren FB 9/10, jeden 1. Mittwoch im Monat, 15.30 Uhr,
Treffen Gaststätte „Licht Luft“, Entersweilerstraße 51, Kaiserslautern.

Kassel: BeG Senioren Post/Telekom, 26. März, 14 Uhr, Jahreshauptver-
sammlung, Referat: Aktuelle Informationen Post von Holger Simon, Lan-
desfachbereichssekretär Post. Achtung neuer Tagungsort: Gaststätte „Alt
Wehlheiten“, Kohlenstraße 15, 34121 Kassel.

Lübeck: BeG der DT TS Nord, FB 9, Bereich Lübeck, Treff jeden 1. Mittwoch
im Monat, 16.30 Uhr, Fackenburger Allee 31, Raum V153.

Marburg: BeG Senioren FB 9/10/1, 9. April, 14.30 Uhr, Monatstreffen: Kan-
tine Arbeitsagentur Marburg, Afföllerstraße 25, Diabetes – eine Volks-
krankheit, Referent: Dr. Brinschwitz; 30. April und 1. Mai, Informationen zu
den Maiveranstaltungen beim DGB Marburg, Tel. 06421/23060, 7. Mai,
8 Uhr, Tagesfahrt ab Messeplatz Marburg, Afföllerstraße, Fahrt nach Seli-
genstadt und Keltenmuseum am Glauberg.

München: BeG Senioren FB 9/10/Postbank, 5. Mai, 14 Uhr, Versammlung
im Münchner Gewerkschaftshaus (Großer Saal), Vortrag von Sepp Falbiso-
ner über „100 Jahre Brannenburg“.

Münster: Senioren BeG Postbank-Post-Telekom, 13. April, Infonachmittag,
Aktuelles aus der Gewerkschaft u.a. Perspektive 2015 und Baustelle Zukunft
mit Kollege Peter Sacher oder Michael Hartweg; 23. April, 9 Uhr, Gemein-

sames Frühstück bei Grothues-Potthof in Senden; 1. Mai, Maikundgebung
in Münster; 4. Mai, Infonachmittag mit der Verbraucherzentrale. Beginn In-
fonachmittage um 15 Uhr, Kasino der Telekom, Dahlweg 100.

Neuss: Senioren Kreis Neuss, Sprechstunde in der ver.di-Geschäftsstätte,
Hammer Landstraße 5, 3. Etage; immer 1. Montag im Monat, 10 bis 12 Uhr.

Nürnberg: BeG Senioren Nürnberg/Schwabach/Roth/Lauf FB 1/9/10, jeden
1. Donnerstag im Monat um 14.30 Uhr in der Gaststätte „Genossen-
schaftssaalbau“, Matthäus-Hermann-Platz 2; 2. April, 14.30 Uhr, Ver-
sammlung, Jahreshauptversammlung: Geschäfts- und Kassenbericht, zu
Gast: Manfred Doppler, FB 9, München, Einschreiben für die Maifahrt am
21. Mai, Kosten: Mitglieder 20 Euro, Nichtmitglieder 25 Euro; 13. April bis
17. April, Staatspolitisches Seminar in Schney, Abfahrt: Montag, 13. April,
8.30 Uhr, Langwasser Süd; 1. Mai, Maikundgebung; 7. Mai, Versammlung,
14.30 Uhr, Gast: Postbeamtenkrankenkasse.

Oldenburg: OV Senioren FB 9/10, Digitalfotos, Info: W. Neugebauer,
Tel. 0441/201203, Basteln, Malen, Skat, Klönen, Info: I. Frank, Tel.
0441/302972 u. E. Schaumberg, Tel. 04402/4205, beide Gruppen
2. Dienstag im Monat, 9 Uhr, Vereinslokal TV Metjendorf 04, Am Sportplatz,
Oldenburg; alle drei Wochen Jakkolo, Info: Colberg, Tel. 04488/3252 und
D. Punke, Tel. 0441/505137.

Ortenau: BeG Senioren P/T, Sprechstunde jeden Mittwoch, 11 bis 12 Uhr,
ver.di-Geschäftsstelle Offenburg, Okenstraße 1c, auch Tel. 0781/917114.

Ulm Neu-Ulm: BeG VE P/T, 7. Mai, 14.30 Uhr, Monatstreff und Anmeldung
zum Jahresausflug, „Krone“; 2. April, 14.30 Uhr, Monatstreff „Krone“.

Weiden: BeG Senioren Nordoberpfalz FB 9/10, 1. April, 14 Uhr, aktuelle In-
formationen und gemütliches Beisammensein, Gaststätte „Bräustüberl“.

Wolfenbüttel: Senioren OV FB 9/10, Sprechstunde jeden Montag für
ver.di-Mitglieder, 9.30 bis 12 Uhr, ver.di-Service-Büro, Harzstraße 7, 38100
Wolfenbüttel, ver.di-Lohnsteuer-Service: Tel. 05331/882689.

Würzburg: BeG Senioren FB 9/10, 25. März, 13 Uhr, Fahrt nach Weilbach
(Marzipanfabrik) und Walldürn, Abfahrt: vor Parkhaus Quellenbach, Kosten:
10 Euro; 2. April, Jahreshauptversammlung „Vierjahreszeiten“.

Redaktionsschluss nächstes Heft: 13. April 2015
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Eckpunkte für einen Belastungsschutztarif-

vertrag konnten verabredet werden. Danach

soll eine paritätische Kommission im Betrieb

Belastung erörtern und Maßnahmen fest-

legen, um den Ursachen der Belastungen zu

begegnen. Kennziffern werden dazu halb-

jährlich im Betrieb zur Verfügung gestellt

und Streit um die richtige Maßnahme kann

bis zum Vorstandsmitglied Personal der Te-

lekom eskaliert werden. Es wird eine kon-

zerndurchgängige Regelung geben. Begleitet

wird der Belastungsschutz durch geförderte

Langzeitkonten, die es erlauben, längere

Auszeiten vom Beruf für sich zu organisieren

– wenn man es denn will, denn die Teil-

nahme an den Langzeitkonten ist freiwillig.

ver.di setzt damit Maßstäbe und arbeitet

konsequent an der Aufgabe, die Beschäftig-

ten vor beruflichen Überlastungen zu schüt-

zen. Dies ist notwendig, denn noch in zu vie-

len Betrieben werden die Beschäftigten als

bloße Kennziffern in einem Set zu optimie-

render Größen betrachtet. Ihre Gesundheit,

ihr Wohlbefinden und ihre Motivation wer-

den durch immer stärkeren Arbeitsdruck als

zu vernachlässigende Restgröße betrachtet.

Dies zu ändern, bleibt unsere Aufgabe. Die

Eckpunkte für den Belastungsschutz schaffen

bessere Bedingungen, um diese Aufgabe zu

erfüllen. Lothar Schröder

Ein großer Schritt
Mit Altersteilzeit zum frühen Ausscheiden, starker
gesicherter Einkommen statt variabler Bestandteile,
Entlastung durch Nachwuchskräfte – zahlreiche
ver.di-Tarifergebnisse haben bisher schon darauf
gezielt, der Arbeitsbelastung der Beschäftigten im
Telekom-Konzern entgegenzuwirken. Nun ist ein
weiterer großer Schritt gelungen.

Kommentar

Die Uhr tickt
Noch bis zum 30. April 2015 können sich

einzelne Betriebsratsmitglieder, komplette

Gremien oder auch betriebsübergreifende

Betriebsratskooperationen für den „Deut-

schen Betriebsräte-Preis“ bewerben. Öf-

fentliche Aufmerksamkeit und Anerken-

nung für vorbildliche Betriebsratsarbeit,

unabhängig von Branche, Betriebsgröße

und Gewerkschaftszugehörigkeit: Das ist

die zentrale Idee dieser wichtigsten öffent-

lichen Auszeichnung von Betriebsratsarbeit

in Deutschland.

Preiswürdig sind Initiativen und Projekte

aus den Jahren 2013 bis 2015, die zur Ver-

besserung von Arbeitsbedingungen, zum

Erhalt oder zur Schaffung von Arbeitsplät-

zen sowie zur Bewältigung von Krisen im

Betrieb führen oder geführt haben. Im Mit-

telpunkt stehen die offizielle Ehrung der

Preisträger und Teilnehmer und die Publi-

kation der prämierten Projekte.

Ausführliche Informationen unter

➣www.dbrp.de – Bewerbungsschluss

ist der 30. April 2015 (Posteingang).
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Das Jahr der großen Herausforderungen
Am 22. Januar 2014 wurde im Auf-
sichtsrat der T-Systems die strategi-
sche Neuausrichtung der T-Systems
beschlossen. Der damit einherge-
hende Personalabbau sollte sozial-
verträglich und mit dem Verzicht
betriebsbedingter Beendigungskündi-
gungen durchgeführt werden.

Für das Jahr 2014 wurde diese Zusage ein-

gehalten, auch wenn die Personalabbauzah-

len (1715 Vollzeitstellen in der Market Unit

und 820 Vollzeitstellen in der Telekom IT)

nicht ganz erreicht wurden. Die betriebli-

chen und tarifvertraglichen Vereinbarungen,

wie zum Beispiel konditionierte Vermittlun-

gen innerhalb und außerhalb des Konzerns,

Vermittlung von Beamt/-innen zu Bundesbe-

hörden, Quoten für Altersteilzeit, Vorruhe-

stand und Fremddienstleisterersatz konnten

nicht allesamt wie erwartet umgesetzt wer-

den. Dies lag unter anderem daran, dass die

Interessenausgleiche erst Ende Juli 2014 ab-

geschlossen waren und mit dem Abbau erst

danach begonnen wurde. Wir mussten zu-

dem feststellen, dass die Auswahl der Be-

troffenen nicht immer nachvollziehbar war

und auch heute noch nicht ist. Für Beamt/-in-

nen, deren Arbeitsplatz wegfällt, bedeutet

dies die Beendigung der Beurlaubung und

die Rückkehr zur DTAG. Einige haben in den

vielen Jahren der Beurlaubung Karriere bei

T-Systems gemacht. Durch das Ende der Be-

urlaubung müssen sie erhebliche Einkom-

mensverluste hinnehmen.

In diesem Jahr sollen in der Market Unit noch

rund 1000 und in der Telekom IT 1200 Ar-

beitsplätze abgebaut werden. Die Arbeitge-

berseite erwartet, dass die Beschäftigten die

Abfindungsangebote verstärkt annehmen.

Sofern jedoch den Betroffenen nicht mehr

Transparenz und Nachvollziehbarkeit vermit-

telt wird, gehen wir davon aus, dass diese Er-

wartung nicht erfüllt wird. Zuvor müssen zu-

dem die Vermittlungserfolge über Job Service

& Placement gesteigert werden.

Für die betroffenen Beamt/-innen müssen

die hohen Einkommensverluste bei ihrer

Rückkehr zur DTAG, ähnlich wie bei den

Tarifkräften, für 24 Monate ausgeglichen

werden. Es müssen mehr Arbeitsplätze im

Bereich der strategischen Wachstumsfelder

geschaffen werden, hier ist die „Digital Divi-

sion“ gefordert.

Nach wie vor halten wir die Entscheidung,

beim Personalabbau auf betriebsbedingte Be-

endigungskündigungen zu verzichten, für

richtig. Eine Sozialauswahl nach dem Kündi-

gungsschutzgesetz und die Anwendung des

Tarifvertrags zum Rationalisierungsschutz hät-

ten zu Beendigungskündigungen geführt.

Dies hätte für Viele Einkommensverlust oder

sogar Arbeitslosigkeit bedeutet. Mit den ta-

riflichen und betrieblichen Vereinbarungen

wurde Zeit gewonnen, um den Personalabbau

weitestgehend sozialverträglich umzusetzen.

Glaubwürdigkeit erreicht man jedoch nicht

dadurch, jährlich Umstrukturierungsmaß-

nahmen durchzuführen. Manfred Kuntze

T-Systems
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Meilensteine Tarifverträge

Mit einem dicken Paket sollen die Kritik-

punkte der Beschäftigten aus der Befragung

„Gute Arbeit“ aufgelöst werden. In den kom-

mendenWochen werden noch die konkreten

Tarifverträge ausgehandelt, doch auf den

Starttermin hat sich ver.di mit der Arbeit-

geberseite schon geeinigt.

Die Eckpunkte für den Tarifvertrag

Belastungsschutz stehen bereits

fest. Dabei wird zwar auf die bereits

vorhandene konzernweite Mit-

arbeiterbefragung aufgebaut, der

Umgang mit den Ergebnissen wird

jetzt aber verbindlich geregelt,

künftig kann hier nichts mehr „ver-

sickern“.

Die bereits vorhandene Mitarbei-

terbefragung wird auch weiterhin

anonym sein, niemand muss Nach-

teile aus seinen ehrlichen Antwor-

ten befürchten. Die Fragen werden

unternehmensspezifisch ergänzt,

um genauere Antworten zu erhal-

ten. Die Betriebsräte sind jeweils

eingebunden, auch bei der Tiefenanalyse

„besonders belasteter Teams“ (sogenannte

Rot-Teams). Um genauer verfolgen zu kön-

nen, ob sich die Situation gebessert hat, wer-

den für jedes Unternehmen separat halb-

jährlich objektive Kennzahlen erhoben.

Anhand der Kennzahlen kann genau festge-

stellt werden, ob erhöhte Belastungen und

ihre Ursachen weiterhin bestehen und die

bereits bekannten Rot-Teams sich noch immer

in dieser Situation befinden.

Zunächst werden sich die Kennzahlen auf

Fragen um die Gesundheits- und Unfallquote

beziehen. Erfasst werden auch die Guthaben

der Kurzzeitkonten und die Anzahl der Ar-

beitnehmer/-innen je Ampelphase. Auch die

Fluktuation und Verstöße gegen Höchst-

arbeitszeitgrenzen nach dem Arbeitszeit-

gesetz werden festgehalten. Die Ergebnisse

werden computergestützt ausgewertet, bis

runter auf die Team-Ebene.

Die ermittelten Daten werden durch ein be-

triebliches, paritätisch besetztes, Gremium von

Betriebsräten und der Arbeitgeberseite be-

wertet. Liegen Fälle von erhöhter Belastung

vor oder sind sie absehbar, muss gehandelt

werden. Dafür hat das Gremium maximal

zwei Monate Zeit. In die Beratungen können

auch aktuelle Belastungssituationen einge-

bracht werden, wenn eine von der letzten

Erhebung der Kennzahlen „neue Situation“

durch eine der Betriebsparteien beschrieben

wird und aktuellere Kennzahlen darauf hin-

deuten. Kann sich das Gremium nicht einigen,

sind Eskalationsschritte vorgeschrieben: Das

Verfahren kann bis zum Vorstand Personal

der Deutschen Telekom gehen.

Lebensarbeitszeitkonten

Die Lebensarbeitszeitkonten werden als

„Wertguthaben“ nach dem sogenannten

Flexi II-Gesetz in Euro geführt, die Stunden

also in Euro umgerechnet. Es handelt sich

um ein ausschließlich arbeitnehmerseitig dis-

poniertes Konto, Eingriffe des Arbeitgebers

sind nicht möglich.

Das Lebensarbeitszeitkonto muss der Arbeit-

nehmer beantragen. Als „Wertguthaben“

können pro Jahr maximal 80 Arbeitsstunden

– bei Teilzeit anteilig – eingebracht werden.

Dafür können auch Reisezeiten, Rufbereit-

schafts-/Herbeirufpauschalen, Anteile aus der

Umwandlung von Entgeltanteilen, Mehrar-

beit-, Schicht-/Sonn- und Feiertagszuschläge

genommen werden. Verrechnet werden die

Stunden nach dem jeweils gültigen Stunden-

lohn. Für Beschäftigte in operativen Berei-

chen der DTKS ist ein besonderes Modell ver-

einbart.

Sind alle Voraussetzungen erfüllt, gibt es zu-

sätzlich vom Arbeitgeber eine Förderung. Je

Beschäftigten zahlt der Arbeitgeber 300 Euro

pro Jahr, sofern das derzeitige Jahres-

gesamtbruttoentgelt nicht über 42239

Euro liegt und der Arbeitnehmer selbst

mindestens 250 Euro im Jahr – umge-

rechnet aus dem Stundenlohn – einge-

bracht hat. Insich- und beurlaubte Be-

amt/-innen erhalten 255 Euro, sofern

ihr Jahresgesamtbruttoentgelt 35902

Euro nicht übersteigt.

Der zusätzliche Arbeitgeberbeitrag ist

gesichert für die Jahre 2015 bis ein-

schließlich 2018, also für vier Jahre!

Sollte er nicht fortgesetzt werden, hat

ver.di ein Sonderkündigungsrecht zur

Schließung der Langzeitkonten. Das

aufgebaute Guthaben wird kapital-

marktverzinst. Die Zinsen werden dem

Konto – und damit den Beschäftigten –

gutgeschrieben. DieWertguthaben sind „por-

tabel“. Das heißt, sie können bei einem

Wechsel des Arbeitsplatzes zu einem neuen

Arbeitgeber mitgenommen werden – kon-

zernintern, aber auch außerhalb oder ersatz-

weise auf die Deutsche Rentenversicherung

übertragen werden.

Abbuchungen

Von dem Konto kann kein Geld, nur Zeit ent-

nommen werden, obwohl die Zeit in Euro

umgerechnet wird. Darüber kann nicht der

Arbeitgeber, sondern ausschließlich der Be-

schäftigte entscheiden. Vorgesehen ist, dass

der oder die Beschäftigte Zeit entnimmt, um

vorzeitig aus dem Arbeitsleben auszuscheiden

oder für Sabbaticals/Blockfreizeiten, Pflege-

zeiten oder zusätzliche Elternzeit. Beschäf-

tigte, die Zeit vom Konto nehmen wollen,

müssen dies, je nach Grund zwischen einem

und drei Monaten vorher, ankündigen.

Ab dem 1. Januar 2016 werden Lebensarbeitszeitkonten und ein Tarifvertrag
Belastungsschutz eingeführt – dies ist das Ergebnis von monatelangen Ver-
handlungen mit der Telekom. Für die Beschäftigten bedeutet dies, dass
schlechte Arbeitsbedingungen schneller festgestellt und vor allem verbindlich
abgestellt werden müssen. Zudem können sie geleistete Arbeitszeit ansparen.
Die Regelungen gelten zunächst für die Unternehmen DTAG, TDG, T-Service
Gesellschaften, T-Shop, RSS, T-Systems und T-Systems GEI.

Telekom

Foto:© Sergey Nivens – Fotolia.com
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Mit den nunmehr angepassten Altersteil-

zeittarifverträgen wird auf die veränderte

Rentengesetzgebung (Rente mit 67 und die

neu geschaffene Rente mit 63) reagiert. Da-

mit soll möglich werden, möglichst ab-

schlagsfrei in die Rente zu gehen.

Zum Hintergrund

Durch die sogenannte „Rente mit 67“ und

die neu geschaffene „Rente mit 63“ haben

sich die Zugangsmöglichkeiten in die Rente

grundlegend verändert. Die „Rente mit 67“

hat für einen früheren Rentenzugang erheb-

liche Rentenabschläge ausgelöst. Je Monat,

zu dem ein vorgezogener Eintritt in die Rente

erfolgt, greift ein dauerhafter Rentenabschlag

von 0,3 Prozent. Je nach dem, wann die vor-

gezogene Rente erfolgt, summieren sich

diese Abschläge auf bis zu 14,4 Prozent.

Mit der sogenannten „Rente mit 63“ ist für

besonders langjährig Versicherte ein ab-

schlagsfreier Rentenzugang mit dem 63. Le-

bensjahr möglich. Diese Regelung gilt aber

nur für bestimmte Geburtsjahrgänge und

steigt bei späteren Geburtsjahrgängen

schrittweise bis zum 65. Lebensjahr. Auch

hier gilt, dass ein früherer Rentenzugang

massive Abschläge auslöst. Die Regelungen

der Altersteilzeittarifverträge sehen für diese

Fälle eine zusätzliche Ausgleichszahlung in

den Kapitalkontenplan vor. Diese gleicht die

dauerhaften Abschläge in der Rente in Ab-

hängigkeit von der Dauer der Rentenzeit je-

doch nicht vollumfänglich aus. In den bisher

bestehenden Altersteilzeittarifverträgen war

zwingend vorgesehen, dass das Altersteil-

zeitverhältnis mit der Beendigung des 63.

Lebensjahres endet, sofern ein Rentenzu-

gang zu diesem Zeitpunkt besteht. Renten-

zugang bedeutet hier auch, eine mögliche

Rente mit Abschlägen. Das Ziel von ver.di in

den Verhandlungen war, eine Altersteilzeit-

regelung zu erreichen, die die Bedrohung

durch dauerhafte Rentenabschläge mini-

miert und bestenfalls gänzlich auflöst.

Die gefundene Lösung

Die jetzt vereinbarte neue Regelung ermög-

licht ein Ende der Altersteilzeit nach dem 63.

Lebensjahr. Die Gesamtdauer der Altersteil-

zeit beträgt hierbei nach wie vor längstens

acht Jahre. Im klassischen Falle unterteilen

sich diese acht Jahre in vier Jahre aktives Al-

tersteilzeitverhältnis und vier Jahre passives

Altersteilzeitverhältnis. Entsprechend der

Verschiebung des Endes der Altersteilzeit er-

folgt ein zeitlich späterer Beginn des Alters-

teilzeitverhältnisses.

Beispiel:
Ein besonders langjährig Versicherter des

Geburtsjahrgangs 1960, der unter die so-

genannten Rente mit 63 fällt:

Soll das Altersteilzeitverhältnis mit 64 Jahren

und zwei Monaten enden, da zu diesem

Zeitpunkt ein abschlagsfreier Rentenzugang

besteht, beginnt das Altersteilzeitverhältnis

frühestens mit Beginn des Kalendermonats

nach Vollendung des 56. Lebensjahres und

zwei Monaten.

Nach wie vor ist es möglich, auch einen frü-

heren Beginn des Altersteilzeitverhältnisses

zu verwirklichen. Der früheste Beginn liegt

wie bisher im ersten Kalendermonat nach

Vollendung des 55. Lebensjahres. Die Ge-

samtdauer darf auch hier acht Jahre nicht

überschreiten. Insofern ist das Ende der Al-

tersteilzeit bei Beginn mit 55 Jahren zwin-

gend das 63. Lebensjahr (sofern ein Ren-

tenzugang besteht).

Die jetzt vereinbarte Regelung ermöglicht

für Beschäftigte, die als besonders langjäh-

rig Versicherte im Sinne der Rentenversiche-

rung gelten (sogenannte Rente mit 63), den

abschlagsfreien Zugang zur Altersrente. Für

die anderen Beschäftigten wird ein Renten-

zugang mit deutlich niedrigeren Abschlä-

gen möglich. Es bleibt dabei, dass für den

Fall vorliegender Abschläge in der Renten-

versicherung die oben erwähnten Aus-

gleichzahlungen in den Kapitalkontenplan

erfolgen.

Die Änderung der Tarifverträge gilt für Al-

tersteilzeitverträge, die in den Jahren 2015

und 2016 geschlossen werden. Es ist ver-

einbart, dass spätestens in 2016 über eine

Fortschreibung der Regelung verhandelt

wird. In der jetzt vorgenommenen Ände-

rung ist die Anwendung auf einzelne Ge-

burtenjahrgänge festgelegt. Die Neurege-

lung gilt für Altersteilzeitverträge, die ab

dem 1. Januar 2015 auf der neuen Anwen-

dungsgrundlage geschlossen werden.

Mit der durchgesetzten Anpassung der Al-

tersteilzeitverträge ist es ver.di gelungen, auf

die veränderte Rentengesetzgebung zu rea-

gieren und die Altersteilzeit als attraktives

und tarifvertraglich abgesichertes Aus-

stiegsinstrument aus dem Arbeitsleben zu

erhalten. Michael Halberstadt

Abschlagsfrei in die Rente dank Tarif

Telekom-Konzern

Nach intensiven Diskussionen mit den Telekom-Arbeitgebern ist es ver.di
gelungen, eine Anpassung der Altersteilzeittarifverträge im Telekom-Konzern
durchzusetzen. Die erreichte Veränderung gilt für alle Gesellschaften im
Deutschlandsegment, der DTAG und der TSI, für die Altersteilzeittarifverträge
bestehen.
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Momentan ist die Kasse der gesetzli-
chen Rentenversicherung gut gefüllt.
So gut, dass der Rentenbeitrag um
0,2 Prozent in diesem Jahr gekürzt
wurde. Doch so rosig, wie die Bundes-
regierung und einige ihrer „Experten“
behaupten, ist die Lage nicht: Das
Rentenniveau wird in den kommen-
den Jahren dramatisch sinken, wäh-
rend die Beiträge steigen.

Für die Beschäftigten ist entscheidend, wie

hoch die Rente im Verhältnis zum jetzigen

Einkommen ausfallen wird. Dies ist das

sogenannte Rentenniveau. Das Renten-

niveau ist eine statistische Größe, bezogen

auf den Einzelfall ein ungefährer Anhalts-

punkt.

Um das Rentenniveau zu ermitteln, wird das

statistische Durchschnittseinkommen eines

Jahres als Grundlage genommen. Dies wird

verglichen mit der Durchschnittsrente – bei

45 Jahren anrechnungsfähigen Versiche-

rungsjahren in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung. Von beiden Beträgen werden vor-

her noch die Beiträge zur Kranken- und

Pflegeversicherung abgezogen. Nicht be-

rücksichtigt werden Steuerabgaben.

Im Vergleich zum statistischen Durchschnitts-

einkommen sank das Rentenniveau seit 1990

von 55,1 Prozent auf 47,1 Prozent im Jahr

2015. Die Bundesregierung geht davon aus,

dass das Rentenniveau bis zum Jahr 2028 auf

44,4 Prozent fallen wird. Laut dem Renten-

versicherungsbericht der Bundesregierung lag

die Standardrente am 1. Juli 2014 monatlich

bei 1154,68 Euro in den alten Bundesländern,

in den neuen Bundesländern bei 1065,08

Euro. Die Standardrente ist die durchschnitt-

liche Altersrente eines Versicherten mit durch-

schnittlichem Bruttojahresarbeitsentgelt und

nach 45 anrechnungsfähigen Versicherungs-

jahren, nach Abzug der Eigenanteile zur Kran-

ken- und Pflegeversicherung.

Dabei handelt es sich aber um eine statisti-

sche Größe, im konkreten Fall kann es noch

sehr viel schlechter aussehen: 45 Jahre an-

rechnungsfähige Beitragszahlung in die Ren-

tenversicherung können heute nur die we-

nigsten Beschäftigten vorweisen, Zeiten der

Arbeitslosigkeit oder mit nur geringem Ver-

dienst oder auch Erziehungszeiten drücken

die zu erwartende Rente weiter. Gleichzeitig

steigt das Renteneinstiegsalter seit dem Jahr

2012 schrittweise; ab dem Jahrgang 1964

gibt es die Rente ohne Abzüge in der Regel

erst mit 67 Jahren.

Fazit: Länger arbeiten, weniger Rente
bekommen.

Rente ab 63

Wer auf die Rente ab 63 hofft, wird in der

Regel enttäuscht. Die Rente ab 63 ist ledig-

lich die zeitlich befristete Erweiterung der

„Altersrente für besonders langjährig Versi-

cherte“. Nur die Jahrgänge 1951 und 1952

können mit 63 Jahren abschlagsfrei in Rente

gehen. Für Versicherte der Geburtsjahrgänge

1953 bis 1963 gilt dies ab dem Alter von

63 Jahren ansteigend auf 65 Jahre. Versi-

cherte, die nach 1963 geboren sind – wie be-

reits vor Inkrafttreten der Sonderregelung –

können abschlagsfrei frühestens mit dem

vollendeten 65. Lebensjahr in Rente gehen.

Die Rente ab 63 ist deshalb nur für einen

kleinen Kreis möglich.

Voraussetzung auch für die Rente ab 63 ist,

dass mindestens 45 Jahre Beiträge zur Ren-

tenversicherung gezahlt wurden. Dazu zählen

insbesondere Beitragsjahre, Zeiten der Pflege

von Angehörigen, der Kindererziehung bis

zum 10. Lebensjahr des Kindes und des Wehr-

oder Zivildienstes. Neu ist, dass Zeiten der Ar-

beitslosigkeit mit Bezug von Arbeitslosen-

geld I grundsätzlich mit zu den 45 Jahren zäh-

len. Ausnahme: Sie dürfen nicht in den letzten

zwei Jahren vor Renteneintritt liegen. Be-

kommt jemand Arbeitslosengeld II (Hartz IV),

werden diese Zeiten gar nicht berücksichtigt.

Frauen

Aufgrund der kürzeren Versicherungsjahre,

insbesondere bei Frauen in den alten Bundes-

ländern, verwundert es nicht, dass im Ren-

tenzugangsjahr 2013 nur 15 Prozent derjeni-

gen, die die Rente für besonders langjährig

Versicherte mit 45 Jahren Wartezeit in An-

spruch nahmen, Frauen waren; 85 Prozent

waren Männer. Dies gilt für Ost und West. Ob

sich dieses Geschlechterverhältnis bei der

Rente mit 63 seit Inkrafttreten der Neurege-

lung zum 1. Juli 2014 wesentlich zugunsten

von Frauen geändert hat, steht noch nicht

fest. Die Daten liegen erst Mitte 2015 vor.

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-

les vermutet, dass „von den Personen, die

von der abschlagsfreien Rente ab 63 profitie-

ren, rund ein Viertel Frauen und rund drei

Viertel Männer“ sind. Dies war die Antwort

der Parlamentarischen Staatssekretärin Ga-

briele Lösekrug-Möller auf die Frage des Ab-

geordneten Markus Kurth (BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN) im Deutschen Bundestag am 28. Ja-

nuar 2015.

Die Rente ist ein Spiegelbild des Erwerbs-

lebens. Dies bedeutet, dass die individuelle

Höhe der Altersrente von der Höhe und

Dauer der eingezahlten Rentenversiche-

rungsbeiträge im Erwerbsleben abhängt.

Schlecht für Frauen, die für die Erziehung

ihrer Kinder einige Zeit aus dem Beruf aus-

steigen. Daran wird grundsätzlich auch die

Mütterrente nichts ändern, die natürlich auch

erziehende Väter erhalten. Der Entgeltpunkt,

den Erziehende für ein vor 1992 geborenes

Kind erhalten, wird um einen weiteren Ent-

Die Lücke wird künftig größer

Foto: © weseetheworld – Fotolia.com

Rente



Rente ab 63
Vom Antrag bis zur Zahlung

Nach 45 Beitragsjahren beziehungsweise ab 63 Jahren abschlag-

frei in Rente gehen – das ist seit dem 1. Juli 2014 befristet

durch das „RV-Leistungsverbesserungsgesetz“ möglich. Für die

Geburtsjahrgänge ab 1953 wird die Altersgrenze angehoben; wer

1964 und danach geboren ist, kann die Altersrente für langjährig

Versicherte mit 65 Jahren in Anspruch nehmen.

Die Wartezeit von 45 Jahren wurde im Gesetzgebungsverfahren

mehrfach modifiziert. Die auftretenden Fragen dazu sind komplex

und facettenreich und gehen vielfach über die konkreten renten-

rechtlichen Voraussetzungen der „Rente ab 63“ hinaus.

Von Bedeutung sind arbeitsrechtliche Fragekonstellationen rund

um die Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Altersteilzeit vor der

Rente aber auch sozialpolitische und steuerrechtliche Zusammen-

hänge. All diese Fragen erläutert der Ratgeber „Rente ab 63 – Fra-

gen und Antworten vom Antrag bis zur Zahlung“ leicht ver-

ständlich und mit zahlreichen Hinweisen, Schaubildern und Tipps.

In über 90 Beispielen geben die Autoren Natalie Brall, Ragnar

Hoenig und Judith Kerschbaumer Antworten auf die häufigsten

Fragen der Beratungspraxis rund um die Rente ab 63.

! Wer darf mit 63 Jahren in Rente gehen?

! Welche Zeiten zählen zu den notwendigen 45 Jahren Wartezeit?

! Wann sind Jahre der Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen?

! Wie wirken sich Vereinbarungen zur Altersteilzeit aus?

! Was ist bei der Antragstellung zu beachten?

n Natalie Brall, Ragnar Hoenig, Judith Kerschbaumer

Rente ab 63 – Geltendes Recht und Tipps für die Praxis
2014 | 123 Seiten | kartoniert | 1. Auflage | Preis: 19,90 Euro

ISBN: 978-3-7663-6394-7
Zu beziehen auch über den Buchladen im ver.di-Haus per Mail an

derbuchladen@ratgeber-gmbh.de oder direkt im Online-Shop

unter ➣www.buchladen-ratgeber.de

HOHE TREFFERQUOTE

★ bei Vorsorge fürs Alter
★ zum Schutz der Existenz
und des Einkommens

★ für spezielle Mitglieder-
gruppen, z. B. für Beamten-
anwärter/-innen oder
Feuerwehrleute

in Partnerschaft mit

Information und Beratung:
ver.di service GmbH
Franz-Mehring-Platz1
10243 Berlin
kontakt@verdi-servicegmbh.de
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geltpunkt aufgestockt. Diese Erhöhung um aktuell 28,61 Euro

brutto (West) und 26,39 Euro brutto (Ost) gibt es sowohl für

Zugangsrentnerinnen als auch für bereits in Rente befindliche Ver-

sicherte. Die rentenrechtliche Berücksichtigung von Kindererzie-

hung hängt vom Zeitpunkt der Geburt des Kindes und dem Ort der

Kindererziehung ab. Da das Rentenrecht – 25 Jahre nach der

Deutschen Einheit – immer noch nach Ost und West unterschei-

det, wird die Erziehungsleistung in den neuen Bundesländern ren-

tenrechtlich geringer anerkannt. Ein Kind „Ost“ ist für die Rente

damit monatlich 2,22 Euro weniger wert als ein Kind „West“. Für

nach dem 31. Dezember 1991 geborene Kinder wurden und wer-

den dem Rentenkonto drei Entgeltpunkte gutgeschrieben. Eine

Frau, die zum Beispiel zwei Kinder vor 1992 geboren und erzogen

hat, bekommt für die gleiche Leistung im Vergleich zu zwei nach

1991 geborenen und erzogenen Kindern eine rund 58 Euro ge-

ringere Rente.

Buchtipp

Rente
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Nun geht es darum, den Übergang in die

IBM im Sinne der Beschäftigten zu gestalten.

Die Forderung der ver.di-Tarifkommission

bei der Lufthansa IT ist dabei klar. Erst

einmal sollen die bei der Lufthansa gelten-

den ver.di-Tarifverträge von der IBM aner-

kannt werden.

Die Beschäftigten der Lufthansa IT kommen

aus einem großen deutschen Luftfahrt-

unternehmen. Die dort geltenden ver.di-

Tarifverträge haben den Kolleg/-innen eine

sichere Basis für ihre Arbeitsbedingungen

gegeben. „Der Übergang in einen globalen

Konzern, der aus den USA gesteuert wird,

ist für viele eine krasse Veränderung. Eine

Anerkennung der Lufthansa-Tarifstandards

wäre eine wichtige vertrauensbildende

Maßnahme, die den Übergang in die IBM

erleichtert, damit den Neu-IBMerinnen und

-IBMern gezeigt werden kann, dass auch

hier ver.di-Tarifverträge Sicherheit schaffen“,

stellte Bert Stach, der ver.di-Konzernbe-

treuer für IBM, fest.

Bereits in zwei Gesprächsrunden zwischen

Vertretern der ver.di-Tarifkommission aus

der Lufthansa IT sowie dem IBM-Konzern

mit Vertretern der IBM-Geschäftsleitung wur-

den die tarifvertraglichen Übergangsoptio-

nen diskutiert. Die Treffen am 11. De-

zember 2014 in Frankfurt und am 24. Feb-

ruar 2015 in Ehningen fanden in konstruk-

tiver Atmosphäre statt. Inzwischen besteht

im Grundsatz ein Konsens über das hohe

Maß an Sicherheit, welches eine tarifver-

tragliche Vereinbarung zum Übergang stiften

würde.

Für die Zukunft brauchen die zu IBM gehen-

den Lufthansa-Beschäftigten auf Tarifebene

eine klare Position. Nur durch eine starke

gewerkschaftliche Vertretung durch ver.di

können Arbeitsbedingungen gesichert und

verbessert werden.

IBM

Kranich-IT
fliegt

ins

Nach aktuellen Planungen soll der von der
IBM übernommene Unternehmensteil der
Lufthansa IT als eigenständige Gesellschaft im
IBM-Konzern als IBM Deutschland Aviation
Industry Services GmbH fortbestehen. Sowohl
bei der Lufthansa als auch bei der IBM gelten
mit ver.di abgeschlossene Tarifverträge.

Foto: Bombardier

Weitere Integration Kabel Deutschland

Die Maßnahmen sollen nach den Vorstellun-

gen der Arbeitgeber ab dem 1. April 2015

umgesetzt werden. Die Verhandlungen ge-

stalten sich schwierig, da unterschiedliche

Unternehmenskulturen aufeinandertreffen

und die geplanten personellen Veränderun-

gen von Unterföhring nach Düsseldorf oder

umgekehrt für die betroffenen Kolleginnen

und Kollegen einschneidend sind. Erst wenn

die Verhandlungen zum Interessenausgleich

und Sozialplan beendet sind, kann mit der

Umsetzung der Maßnahmen begonnen wer-

den. Ob dies zum 1. April 2015 gelingt, ist

momentan noch offen. Die Betriebsräte

prüfen die vorgelegten Maßnahmen sehr ge-

nau und wollen das Ausmaß der „Wander-

bewegung“ auf ein Minimum beschränken

und wirtschaftliche Nachteile ausgleichen –

das ist keine leichte Aufgabe und braucht

Zeit. Joachim Pütz

Vodafone

Im Zuge der weiteren Integration soll bei Vodafone/Kabel Deutschland eine
gesellschaftsübergreifende einheitliche Organisation eingeführt werden. Zum
gegenwärtigen Zeitpunkt ist eine Verschmelzung der beiden Gesellschaften
noch nicht möglich. Der Konzernbetriebsrat Vodafone verhandelt unter Beteili-
gung von Vertretern des Gesamtbetriebsrates der Kabel Deutschland Vertriebs-
und Service GmbH zur Umsetzung der geplanten Maßnahmen einen Interes-
senausgleich und Sozialplan.



Telefónica Deutschland

Es waren lange Verhandlungen, die
im Oktober 2014 mit der Fusion der
Unternehmen E-Plus und Telefónica
Deutschland begannen und im Feb-
ruar 2015 endeten. Das Ergebnis: Ein
Rahmensozialplan mit konzernweiter
Wirkung für fast alle Beschäftigten.

Aus den Verhandlungen zum Rahmensozial-

plan kommen die Betriebsräte erhobenen

Hauptes. Sie haben dem mächtigen Druck

des Arbeitgebers standgehalten, der schnell

und umfassend hunderte Arbeitsplätze ab-

bauen will. Immerhin sollen mit der Fusion

milliardenschwere Synergieeffekte gehoben

werden. Mit Synergieeffekten sind vor allem

Kosteneinsparungen gemeint. Das betrifft in

der Regel den Abbau von Personal.

Durch den Rahmensozialplan werden die Be-

dingungen für den Personalabbau zuguns-

ten der betroffenen Beschäftigten deutlich

verbessert. Dort sind die „Spielregeln“ für

den Umgang mit den Beschäftigten im Rah-

men der Umbaumaßnahmen und Abfin-

dungsregelungen enthalten. Darüber hinaus

wurde dort vereinbart, dass Betriebsräte und

Management alle geplanten Outsourcing-

Maßnahmen rechtzeitig vor Umsetzung mit-

einander verhandeln. Zeitnah zu entspre-

chenden Maßnahmen wollen beide Seiten

nähere Regelungen zum „ob“ und zum

„wie“ einschließlich sozialer Mindeststan-

dards für die betroffenen Beschäftigten in ei-

ner Konzernbetriebsvereinbarung festlegen.

Der Arbeitgeber sichert zu, dass vor Abschluss

einer Konzernbetriebsvereinbarung keine

Outsourcing-Maßnahmen umgesetzt werden.

Diese Passagen des Rahmensozialplans sind

essentiell, geistern doch durch die Presse seit

Wochen Gerüchte, dass bestimmte Unter-

nehmenseinheiten aus dem Konzern ausge-

lagert werden sollen. Diese Gerüchte bezie-

hen sich vor allem auf die IT und Call-Center.

Als ausgemacht gilt, dass ein Teil der Shops

von E-Plus und O2 an den Wettbewerber

Drillisch übergeben werden. Ob und in wel-

cher Form Call-Center und IT ausgelagert

werden, hat die Unternehmensführung noch

nicht offen gelegt. Eine Zusage jedoch gibt

es: Mit Ausnahme der abzugebenden Shops

werden die bestehenden Standorte und de-

ren Funktionseinheiten bis Ende 2015 nicht

geschlossen und nicht verlagert.

Dass die Telefónica-Betriebsräte Weitblick bei

der Ausgestaltung bewiesen haben, zeigt

sich in der Spannweite der Themen, die der

Rahmensozialplan abdeckt. Diese umfassen

Regelungen zum Arbeits- und Gesundheits-

schutz, zur Qualifizierung und eine Verabre-

dung zur Gestaltung einer Vorruhestands-

regelung. Allerdings haben diese Themen

erhebliches Gestaltungspotenzial und müs-

sen im Nachgang über Konzernbetriebs-

vereinbarungen und weiteren Verhandlun-

gen mit Leben gefüllt werden. Tarifverträge

könnten dabei helfen. Christoph Heil

„Spielregeln“ vereinbart

Vieles müssen wir dem Zufall überlassen.
Die Wahl des richtigen Partners nicht.
Die Vereinigte Postversicherung VVaG bietet den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Deutsche Post DHL und Telekom seit 1827 besondere
Versicherungslösungen für die Bereiche Vorsorge, Vermögensaufbau und
Absicherung. Vereinbaren Sie einfach einen kostenfreien Versicherungs-
Check über unser Servicetelefon 07 11/13 91-6127 oder besuchen Sie uns unter:www.vpv.de

Partner für
die Mitarbei

terinnen

und Mitarbe
iter der

Deutsche Po
st DHL und T

elekom

ANZEIGE
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Arbeitswelt

Einerseits eröffneten sich

neue, durchaus attraktive

Möglichkeiten für Beschäf-

tigte – etwa die, zeitweilig

im „Homeoffice“ zu arbei-

ten. Andererseits brachte

der technische Wandel in

seiner von den Arbeitge-

bern geprägten Gestalt

auch Probleme mit sich,

zum Beispiel, dass der per-

manenten Erreichbarkeit

rund um die Uhr. Digitale

Arbeit wurde zum zuneh-

mend wichtigen Gestal-

tungsfeld für Gewerk-

schaften und Betriebsräte,

war aber kein sonderlicher

Aufreger mehr, der größere

Debatten ausgelöst hätte.

Dies hat sich in jüngster

Zeit gänzlich gewandelt:

Die Medien überbieten sich

in ihren oft sorgenvollen

Analysen, hochrangige

Kommissionen befassen sich mit den Folgen

der „digitalen Revolution“, Forschungspro-

jekte werden aufgelegt und Konferenzen

und Tagungen in rascher Folge veranstaltet.

Kein Zweifel: Die Digitalisierung der Arbeits-

welt ist in den zurückliegenden Monaten er-

neut zum kontroversen Thema geworden,

das viele Menschen umtreibt.

Dies hat seine Gründe. Die neue Intensität

der Debatte erklärt sich zunächst wohl da-

raus, dass die technische Entwicklung der-

zeit eine massive Beschleunigung erfährt:

Die Leistungsfähigkeit von Rechnern steigt

weiter rapide an, auf dem Gebiet der Robo-

tik sind große Fortschritte zu verzeichnen,

hinzu kommen Qualitätssprünge in der di-

gitalen Spracherkennung und -verarbeitung

und immer „intelligentere“ Algorithmen. Im

Zusammenspiel mit der rasanten Vernetzung

von allem mit allem zum „Internet der

Dinge“ und der immens wachsenden Flut

von verarbeitbaren Daten („Big Data“) wer-

den so plötzlich neue Lösungen realistisch,

die uns über lange Zeit allenfalls aus der

Science-Fiction-Literatur geläufig waren:

„Lernende“ und in ihren motorischen Fä-

higkeiten stark verbesserte Roboter, sprach-

gesteuerte digitale Helfer, selbstfahrende

Autos oder auch Computer, die Zeitungsar-

tikel verfassen und medizinische Diagnosen

stellen, um nur einige Schlaglichter zu nen-

nen. „Die digitale Technik war in vielen die-

ser Disziplinen lange Zeit geradezu lachhaft

und unzulänglich gewesen – und plötzlich

war sie richtig gut“, stellen die beiden MIT-

Forscher Erik Brynjolfsson und Andrew

McAfee in ihrem lesenswerten neuen Buch

über „das zweite Maschinenzeitalter“ über-

rascht fest.

Aber die Technik allein ist es nicht, sie wirkt je-

doch als mächtiger „Enabler“ und ermöglicht

neue Wertschöpfungsprozesse und Ge-

schäftsmodelle, die – von wirtschaftlichen

Verwertungsinteressen getrieben – viele

Märkte, Branchen und Berufszweige in tur-

bulente Veränderungen stürzen und schon

heute in vielen Feldern des

Dienstleistungssektors tiefe

Spuren hinterlassen haben.

Beispiele sind etwa das On-

linebanking mit seinen Fol-

gen für die Filialstrukturen

der Finanzinstitute, die Um-

wälzungen imMediensektor

durch den digitalen Vertrieb

von Musik, Filmen, Büchern

und Zeitungen oder der Vor-

marsch des E-Commerce zu

Lasten des klassischen sta-

tionären und Versandhan-

dels. Und die wachsende Be-

deutung von netzbasierten

Plattformen und des soge-

nannten Crowdsourcings,

bei dem Arbeitskraft „on de-

mand“ und fallweise von

selbstständigen Auftragneh-

mer/-innen statt von festan-

gestellten Arbeitnehmer/-in-

nen bezogen wird – etwa im

Transport-, Hotel- und Reini-

gungsgewerbe auf Plattfor-

men wie Uber, Airbnb und Helpling, aber

auch in der Softwareproduktion – lassen für

die nahe Zukunft tektonische Verschiebungen

in weiteren Branchen erwarten. Weil solche

Geschäftsmodelle bislang meist in einem

weitgehend unregulierten Raum angesiedelt

sind, profitieren sie in betriebswirtschaftlicher

Hinsicht von der Umgehung des Arbeits-

rechts, des Arbeits- und Gesundheitsschutzes,

der Mitbestimmung und der sozialen Siche-

rung – zu Lasten der Crowdworker, oft auch

der regulären Belegschaften, die durch die

Konkurrenz „von außen“ arbeitgeberseitig

unter Druck gesetzt werden.

Vor allem drei Herausforderungen bringt die

neue technische und ökonomische Dynamik

Digitalisierung

Eine neue Dynamik
Eigentlich hatten wir uns ja seit geraumer Zeit daran gewöhnt: Immer mehr
Leute arbeiten am Computer oder mit dem Smartphone im Netz, man muss nicht
mehr zwingend ins Büro, um seine berufliche Korrespondenz zu erledigen, und
am Wochenende oder am Abend meldet sich zuhause schon mal der Chef via
E-Mail, um einen vermeintlich dringenden Auftrag loszuwerden. Der Megatrend
der Digitalisierung, für den die genannten Entwicklungen stehen, hat in den
zurückliegenden Jahren schon manches, was in der Arbeitswelt ehedem selbst-
verständlich war, grundlegend verändert: Einiges zum Besseren, anderes zum
Schlechteren.

Foto: © Mimi Potter – Fotolia.com
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der Digitalisierung im Blick auf die Arbeits-

welt mit sich:

Zum Ersten die alles überwölbende

Frage, was aus den Jobs wird: Sicher ist, dass

viele Arbeitsplätze der digitalen Automati-

sierung zum Opfer fallen werden, wahr-

scheinlich entstehen im Gegenzug aber auch

neue Beschäftigungschancen durch den

technischen Wandel. Wie wird der Saldo

sein? Welche Qualifikationen brauchen die

Menschen, um ihre beruflichen Perspektiven

im digitalen Umbruch sichern zu können?

Wo können neue Jobs entstehen, wie kann

dies befördert werden?

Zum Zweiten das Problem der digitalen

Prekarisierung: Wollen wir eine Arbeitswelt,

in der sich Unternehmen ihrer Verantwor-

tung zunehmend dadurch entledigen, dass

sie Arbeitskraft nur noch „vom Fass“ bezie-

hen, wie es die britische Wirtschaftszeitschrift

„Economist“ bezeichnet – also von Fall zu

Fall aus der Crowd –, und in der ein wach-

sendes Heer von Solo-Selbstständigen sich

ohne kollektive Interessenvertretung, ohne

Arbeitsschutz, Mindestlöhne, Kranken-, Ar-

beitslosen- und Rentenversicherung von Auf-

trag zu Auftrag hangeln muss? Was ist zu

tun? Welcher Regulierungen sind notwen-

dig, um ein solches Szenario zu verhindern?

Zum Dritten die im Zeichen von „Big

Data“ immer konkretere Gefahr einer umfas-

senden digitalen Kontrolle von Beschäftigten:

Jedwede Aktivität in digitalen Arbeitsumge-

bungen und sozialen Netzwerken hinterlässt

einen stets größer werdenden „Datenschat-

ten“, der durch ausgefeilte Analysetechniken

zu Zwecken der Informationssammlung, der

Durchleuchtung, Überwachung und Steue-

rung des Verhaltens von Menschen genutzt

werden kann – und von immer mehr Arbeit-

gebern auch entsprechend genutzt wird. Wie

ist den eminenten Gefährdungen zu begeg-

nen, die sich aus derlei Praktiken für die Per-

sönlichkeitsrechte der Betroffenen ergeben?

Diese Herausforderungen werden uns als

GewerkschafterInnen und ArbeitnehmerIn-

nen in nächster Zeit zunehmend beschäfti-

gen, ob wir wollen oder nicht. ver.di hat je-

doch nicht nur Fragen und Analysen,

sondern auch erste, gute Antworten und

Konzepte, um die unübersehbaren Risiken

des digitalen Umbruchs zu begrenzen und

seine großen Chancen für soziale und hu-

mane Innovation, für gute Arbeit und gute

Dienstleistungen auszuschöpfen. Davon

demnächst mehr. Michael Schwemmle

Für alle Dienstleister und Unternehmen, die

ihre Produkte an Endkunden vermarkten,

ist eine der wichtigsten Schnittstellen zum

Kunden das Call-Center mit gut qualifizier-

ten Mitarbeitern in ständiger Erreichbarkeit.

Die Branche ist seit Jahren ein Sorgenkind

der Gewerkschaften. Die Anforderungen an

die Agenten steigen, die Bezahlungs- und

Beschäftigungsbedingungen sind bisweilen

prekär und der Wettbewerb enorm hoch. In

dieser ohnehin schwierigen Ausgangssitua-

tion entwickelt sich die Digitalisierung als

potenzielle Gefahr für die Beschäftigten in

den Call-Centern. Fragt sich nur, ob diese

Betrachtung nicht zu kurz gegriffen ist?

ver.di geht davon aus, dass in Deutsch-

land rund 520000 Beschäftigte in 6900

Call-Centern arbeiten. Zur gleichen Zeit

schätzte der Call Center Verband Deutsch-

land e. V. die Zahl der Call-Center-Be-

schäftigten in Europa auf rund zwei Mil-

lionen Menschen. Call-Center-Mitarbeiter

müssen aufnahmefähig, motiviert, anpas-

sungsfähig und stressresistent sein. Die

Anforderungen an Call-Center-Agenten

sind in den vergangenen Jahren deutlich

gestiegen. Die Arbeitsbedingungen und

Bezahlungen konnten damit nicht Schritt

halten. Nach einer ver.di-Umfrage unter

Call-Center-Beschäftigten sagen mehr als

60 Prozent der Befragten, dass ihr Ein-

kommen nicht ausreicht. Mehr als 50 Pro-

zent von ihnen brauchen einen Zweitjob

zum Leben und 23 Prozent beziehen gar

ergänzend Hartz-IV-Leistungen. Der Wett-

bewerb der Call-Center untereinander ist

hart und der Druck, Call-Center-Arbeits-

plätze in das Ausland zu verlagern, be-

steht nach wie vor.

Die Zitrone Call-Center ist ausgequetscht.

Erste namhafte Call-Center-Dienstleister sind

insolvent. Nun wird intensiv nach Wegen

gesucht, diesen „Kostenfaktor“ weiter zu

eliminieren. EinigeManager bauen ihre Hoff-

nungen auf die Digitalisierung. Die rat- und

hilfesuchenden Menschen sollen nicht in

Call-Centern anrufen, sondern über spezielle

Handy- oder Tablet-Apps oder über „an-

wenderfreundlich“ programmierte Internet-

seiten selber nach Antworten suchen. Die

Anzahl der Anrufe und persönlichen Kon-

takte zwischen Kunden und Call-Center soll

minimiert werden. Und statt zum Telefon-

hörer zu greifen, werden neue Kanäle auf-

gemacht. So wird den Kunden angeboten,

elektronisch in Kontakt zu treten, per E-Mail-

formulare oder über Chat. Die Digitalisie-

rung im Kundenservice ist bereits spürbar.

Die Arbeitsplätze in Call-Centern verändern

sich: Immer mehr Call-Center-Agenten kom-

munizieren mit ihren Kunden nicht mehr

nur per Telefon, sondern auch via Internet.

Dass diese Entwicklung kurzfristig Arbeits-

plätze in den Call-Centern vernichtet, kann

noch nicht angenommen werden. Die meis-

ten Menschen bevorzugen den persönlichen

Kontakt mit einem Kundenberater und füh-

len sich im Gespräch besser unterstützt. Ge-

fährlich jedoch ist die Fehleinschätzung vie-

ler Manager, die nicht den Kundenservice an

und für sich, sondern hauptsächlich die Kos-

ten dafür im Auge haben. Dieses Verhalten

gefährdet momentan mehr Call-Center-Jobs

als die Digitalisierung. Christoph Heil
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Digitalisierung: Bedrohung
für Jobs in Call-Center?

Call-Center



raten und diskutiert. Letztlich wurde dieser

abgelehnt, weil die Mehrheit der Delegierten

die Notwendigkeit eines Netzmanagements

und die Definierung von Güteklassen im

Netz erkannt hat.

Mehr Rechte gefordert

Leichter war es bei der Forderung nach einer

gesetzlichen Vollfreistellung für Jugend- und

Auszubildendenvertretungen, dem die Kon-

ferenz zustimmte. Dies betrifft vor allem Aus-

bildungsbetriebe, die aufgrund der Anzahl

der Auszubildenden, aber auch der räum-

lichen Entfernungen, eine Vollfreistellung

rechtfertigen, um die Auszubildenden zu

beraten und die Wahrnehmung ihrer ge-

setzlichen Pflichten zu gewährleisten.

Zwei weitere wichtige Anträge behan-

delten für den Fachbereich und die Fach-

bereichsjugend wichtige strategische The-

men. Ein Antrag forderte eine gesetzliche

Grundlage, um Dual Studierenden ähnliche

Rechte zu verleihen wie Auszubildenden. Der

zweite Antrag forderte eine Arbeitszeitver-

kürzung, die im Rahmen der stattfindenden

Digitalisierung der Arbeit aus Jugendsicht

zumMittelpunkt der kurz- und mittelfristigen

tarifpolitischen Arbeit werden muss.

Insgesamt wurden die Anträge über zehn

Stunden beraten, dabei 364 Wortmelde-

zettel abgearbeitet und 36 einzeln abge-

stimmt.
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Alle vier Jahre findet die Bundesfachbe-

reichsjugendkonferenz statt. Dort werden

wichtige Themen rund um Ausbildung, Ju-

gend, aber auch allgemeine politische

Fragen diskutiert. Die Konferenz gibt die

Ziele für die nächsten vier Jahre vor. Doch

zunächst gab es einen Blick zurück: Der

Geschäftsbericht des Bundesfachbereichs-

jugendfachkreises wurde vorgestellt und das

Gremium einstimmig entlastet, die Konfe-

renz stimmte also dem Bericht und der

geleisteten Arbeit zu. Dann wurde ge-

wählt: Ein einstimmiges Ergebnis er-

hielt der bisherige und auch neue

Vorsitzende Florian Moser. Gleich

mehrere Mitglieder des Bundesfach-

bereichsjugendfachkreises mussten

altersbedingt ausscheiden: Julia Seidel

(Nord), Sibylle Friedrich (Hessen), Uwe

Tarun (Berlin-Brandenburg) und Thomas

Wiedemann (Bayern). Ebenso gingen ei-

nige einen anderen beruflichen Weg oder

veränderten sich aus persönlichen Gründen.

Bei ihnen möchten wir uns für die geleistete

Arbeit und das hohe Engagement bedanken.

Dicke Bretter gebohrt

Somit setzt sich der Bundesfachbereichs-

jugendfachkreis nun aus vielen neuen eh-

renamtlichen Kolleg/-innen zusammen. Mit

Blick auf die von der Telekom veröffentlich-

ten Pläne, die Ausbildungsquote massiv ab-

Viel Arbeit wartete auf die 43 angereisten Delegierten der Bundesfachbereichsjugend-
konferenz. Wahlen und zahlreiche Anträge standen auf der Tagesordnung vom 20. bis
22. Februar in der ver.di-Bildungsstätte Mosbach. Fo
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Jugend

zusenken, wünschen wir ihnen die Tatkraft

und das Durchhaltevermögen, diesen An-

griff erfolgreich gemeinsam mit den Aus-

zubildendenvertretungen und Auszubilden-

den abzuwehren. Die Delegierten zeigten

der Telekom-Spitze schon einmal deutlich

ihr Unverständnis (siehe Foto auf Seite 13).

Auch bei der Antragsberatung war dies

noch einmal Thema: Die Delegierten spra-

chen sich einstimmig dafür aus, die Tarifver-

träge zur Beschäftigungsbrücke zu kündi-

gen.

Insgesamt wurden 94 Anträge an die Kon-

ferenz gestellt. So wurde beispielsweise ein

Antrag zur Netzneutralität sehr intensiv be-

Klare Ansagen

Der neue geschäftsführende Vorstand (v. l.): Jonas Hofmann,
Lisa Weichselgartner, Florian Moser, Ingo Wiertz.
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Wie flexibel sind Unternehmen?

Ein besonderer Dank geht an Florian Hag-

genmiller, dem DGB-Bundesjugendsekretär,

der uns mit seinem Vortrag zur „Situation

der jungen Generation heute“ den Blick

über die Fachbereichsgrenzen und ver.di hi-

naus nach Deutschland und Europa öffnete.

In Zahlen bedeutet das beispielsweise: Nur

21,3 Prozent der Betriebe bilden überhaupt

noch aus. 260000 junge Menschen „hän-

gen“ in Warteschleifen, 800000 haben In-

teresse an einer Ausbildung, bekommen

aber keine und insgesamt sind 1,3 Millionen

junge Menschen ohne Berufsabschluss, das

sind 13,5 Prozent der Altersgruppe 18 bis 27

Jahre. Aufgrund dieser und der demografi-

schen Entwicklung stellte er zu Recht die

Frage in den Raum: „Wie flexibel sind die

Unternehmen gegenüber den künftigen

Schulabsolventen?“

Bedanken möchten wir uns bei Lothar

Schröder, Bundesfachbereichsleiter und

ver.di-Bundesvorstandsmitglied, für sein

Referat zur „Digitalisierung der Arbeits-

welt“. Dieses und auch seine rege Beteili-

gung an der Diskussion war für die Konfe-

renz zukunftweisend und bereichernd.

Als die Deutsche Telekom, kurz vor Beginn

der Bundesfachbereichsjugendkonferenz,

ihre künftige Planzahl der Ausbildungsquote

von 1,8 Prozent veröffentlichte, überlagerte

diese alle Diskussionen und Referate. So

stellte Florian Haggenmiller (DGB-Bundes-

jugendsekretär) vor, dass der DGB der „Alli-

anz für Aus- und Weiterbildung“ zwischen

Deutscher Wirtschaft, den Ländern und der

Bundesregierung beigetreten sei, weil die

Deutsche Wirtschaft unter anderem 20000

neue betriebliche Ausbildungsplätze zuge-

sagt hat. Das Handeln der Telekom als einer

der größten Ausbilder, sei daher nicht nur

fürs Unternehmen mit einem sehr hohen Al-

tersdurchschnitt der falsche Weg, sondern

auch ein komplett falsches Signal an alle an-

deren Ausbildungsbetriebe.

Die Konferenzteilnehmer machten ihrem Un-

mut Luft. Alle sind voller Tatendrang. Deshalb

hat der Bundesfachbereichsjugendfachkreis

gemeinsam mit der Kornzernauszubilden-

denvertretung eine Projektstruktur aufgebaut,

die sich in mehrere Bereiche unterteilt, um

diese geplante Absenkung zu verhindern. In

einer ersten gemeinsamen Aktion vor der

Telekom-Zentrale, anlässlich des Kapitalmarkt-

Tages am 26. Februar, konnten wir schon Auf-

merksamkeit erzielen. Timotheus Höttges

(Vorstandsvorsitzender) und der kommissari-

sche Personalvorstand Dr. Thomas Kremer

machten sich auf den Weg zu den Demons-

tranten und diskutierten mit ihnen über ihre

Absichten. Die Jugendlichen wurden zahlreich

von den Konzern- und Gesamtbetriebsräten,

an der Spitze Waltraud Litzenberger, unter-

stützt. Die Zukunft der Ausbildung ist nicht

nur eine Frage der Jugend, sondern aller Mit-

arbeiter und des Konzerns.

Weitere Aktionen kann man bei Face-
book und Twitter unter dem Hashtag
#ErlebenWasVerschwindet finden.

Absturz auf eine Ausbildungsquote
von 1,8 Prozent, nicht mit uns!

Telekom

Jugend

V.l.: Florian Haggenmiller, Olivia Neckermann, Okan Ötztürk
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Wurden derlei Prognosen in den heftigen

Auseinandersetzungen um die „Postreform

II“ von den Privatisierungsanhängern meist

noch als Panikmache einiger Ewiggestriger

abgetan, so änderte sich die Tonlage rasch,

nachdem die politischen Mehrheiten gesi-

chert und die entsprechenden Gesetze unter

Dach und Fach waren. Bereits der erste Ge-

schäftsbericht der Aktiengesellschaft Deut-

sche Telekommachte unmissverständlich klar,

wohin die Reise nach dem Willen des Ma-

nagements gehen sollte: „Die Vergangen-

heit als öffentlich-rechtliches Unternehmen

und der dynamische technische Fortschritt

sind die Ursachen für einen im internationa-

len Vergleich überhöhten Personalbestand

der Deutschen Telekom.“ (DT-Geschäftsbe-

richt 1995, S. 14) Ron Sommer, der damalige

Vorstandsvorsitzende, meldete im gleichen

Dokument nicht nur schon ersten Vollzug in

Sachen Personalabbau, sondern kündigte

dessen beschleunigten Fortgang an: „Die

Mitarbeiterzahl reduzierte sich bis Ende des

Jahres ummehr als 16000 auf rund 213500.

Unser Ziel ist es, den Personalbestand bis

zum Jahr 2000 sozialverträglich auf 170000

Mitarbeiter abzubauen.“ (ebd., S. 6)

So geschah es denn auch – in noch höherem

Tempo als angekündigt und auch weit über

die genannte Zielmarke hinaus. Wie haben

sich die Beschäftigtenzahlen der Deutschen

Telekom im Inland seit Jahresbeginn 1995

entwickelt? Zug um Zug nach unten: Gab es

zur „Stunde Null“ der Privatisierung – auf

Vollzeitstellen umgerechnet – noch 229000

Arbeitsplätze bei der Telekom in Deutsch-

land, so sank diese Zahl binnen zweier Jahr-

zehnte auf 116600: Ein Rückgang um

112400 Jobs bzw. 49,1 Prozent, also eine

faktische Halbierung des inländischen Per-

sonalbestands. Vor allem in den Anfangs-

jahren nach der Umwandlung in eine Ak-

tiengesellschaft trieb das Management den

Arbeitsplatzabbau in rasanter Geschwindig-

keit voran, nicht zu-

letzt, um die Kapital-

märkte im Umfeld

der drei Börsengänge

1996, 1999 und

2000 günstig zu

stimmen. Nach einer

zwischenzeitlichen

Stabilisierungsphase

in den ersten Nuller-

jahren setzte sich

eine Entwicklung

fort, welche die

Stuttgarter Zeitung

so auf den Punkt

brachte: „Jobs streichen, Jobs kappen – die

Telekom findet kein Ende“ (StZ vom 1. Ok-

tober 2005). Kein Wunder, blieb doch die

Sichtweise der Vorstände über Jahre die-

selbe: Noch 2007 sah Thomas Sattelberger

bei seinem Amtsantritt als Personalvorstand

„das drängendste Problem“ in den „Perso-

nalüberhänge(n) bei der Telekom, die wie

ein Pfropf im Hals des Unternehmens steck-

ten und es in seiner Weiterentwicklung

hemmten“, wie er in seiner jüngst erschie-

nenen Autobiographie kundtut.

Die genannte Zahl von 112400 verlorenge-

gangenen Arbeitsplätzen enthüllt jedoch nicht

die ganze Wahrheit über die Beschäftigungs-

entwicklung bei der Telekom in Deutschland

seit der Privatisierung. Sie drückt „nur“ den –

deutlich negativen – Saldo von insgesamt

rund 140000 vernichteten Stellen auf der ei-

nen und neu entstandenen bzw. zugekauften

Jobs auf der anderen Seite aus. Solche gab es

in nicht geringemMaße: Etwa imMobilfunk,

bei T-Online oder bei der T-Systems, die die

Arbeitnehmer/-innen der von der Telekom er-

worbenen Daimler-IT-Tochter debis aufnahm.

Unter dem Strich verbleibt gleichwohl ein di-

ckes Minus, was die Jobs hierzulande anbe-

trifft. Trotz des personellen Schrumpfkurses im

Heimatmarkt ist die Gesamtbelegschaft des

Konzerns in globaler Perspektive zwanzig

Jahre nach der Privatisierung aber auf dem-

selben Level geblieben: 2014 fanden knapp

229000 Menschen bei der Telekom ihr Aus-

kommen, allerdings waren 49 Prozent von

ihnen außerhalb Deutschlands tätig.

Nun gut, so argumentieren noch immer un-

verdrossene Neoliberale, es mag ja sein,

Behaupte niemand, es habe an warnenden Stimmen gefehlt: „Die Vorstände
der drei Postunternehmen betreiben schon heute eine drastische Personal-
kostensenkung. Dies würde sich nach der Privatisierung mit verschärfter Gang-
art fortsetzen. Zehntausende von Arbeitsplätzen drohen der Kahlschlagpolitik
in den nächsten Jahren zum Opfer zu fallen – wie nach der Privatisierung von
British Telecom, wo die Hälfte aller Mitarbeiter/-innen ihren Hut nehmen
musste.“ So steht es in einer Broschüre der Deutschen Postgewerkschaft aus
dem Jahr 1994 nachzulesen – ein Beispiel für viele ähnliche Publikationen der
ver.di-Vorläuferorganisation, die sich mit großem Engagement gegen die neo-
liberale Umgestaltung des Kommunikationssektors stemmte.

20 Jahre Privatisierung

Personalabbau:
Die unendliche Geschichte

Daten: Deutsche Telekom (Personalbericht 2008/2009, S. 2; Personalbericht 2013/2014, S. 40);
Zusammenstellung und Diagramm: Input Consul!ng 2015
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„Zusammenhalten
und gestalten“

Der Band zeichnet die Geschichte der Deut-

schen Postgewerkschaft nach, mit einem

Schwerpunkt auf dem Jahrzehnt vor der

ver.di-Gründung. Eine lebendig geschrie-

bene Quellenauswertung, ergänzt um In-

terviews mit beteiligten Gewerkschaftern

wie Ernst Breit, Michael Sommer und an-

deren.

Die Deutsche Postgewerkschaft – lange Zeit

eine berufsständisch ausgerichtete Beam-

tengewerkschaft – wandelte sich Anfang

der 1970er-Jahre zu einer gesellschaftspo-

litisch engagierten Organisation, die Ar-

beitskämpfe nicht scheute, um ihren For-

derungen Nachdruck zu verleihen. Ab den

1980er-Jahren hatte sie sich mehr und mehr

der Deregulierungs- und Privatisierungs-

pläne in den Bereichen Telekommunikation

sowie Brief- und Postdienste zu erwehren.

n Karl Lauschke

Zusammenhalten und gestalten
Von der traditionellen Beamtenorganisa-

tion zur streitbaren Gewerkschaft:

Die Deutsche Postgewerkschaft bis zur

Bildung von ver.di

Herausgegeben von der Stiftung Deutsche

Postgewerkschaft

Mit einem Vorwort von Franz Treml

144 Seiten | 2009 | EUR 18.80 | sFr 32.90

ISBN: 978-3-89965-352-6

dass beim Ex-Staatsmonopolisten Arbeits-

plätze verloren gegangen sind – aber diese

Verluste konnten doch im Zuge der Markt-

öffnung bei den neuen Konkurrenten der

Telekom wieder ausgeglichen werden. Lei-

der entspricht dies nicht den Tatsachen.

Zwar entstanden in der Tat bei den Telekom-

Wettbewerbern nach der Liberalisierung

1998 nicht wenige Jobs: In den Boomjahren

2001 und 2002 waren dort über 62000

Menschen beschäftigt, die Gesamtzahl der

Arbeitsplätze im deutschen TK-Markt er-

reichte in dieser Zeit mit 240700 Stellen ih-

ren historischen Gipfel. Doch seither ging’s

bergab. Auch die DT-Konkurrenz reduzierte

in der Folgezeit die Personalzahlen und die

Gesamtbeschäftigung sackte weiter nach

unten.

Man kann es drehen und wenden wie man

will: Eine Jobmaschine, wie vielfach ver-

sprochen, war die Privatisierung der Telekom-

munikation ganz sicher

nicht. Obwohl die öko-

nomische und gesell-

schaftliche Bedeutung

der Telekommunika-

tion in den zurücklie-

genden zwei Dekaden

eminent gewachsen ist

– man denke an den

Siegeszug des Mobil-

funks und den Durch-

bruch des Internets –,

fanden in genau dieser

Zeitspanne immer we-

niger Menschen in

Deutschland ihre Beschäftigung in der TK-

Branche. Eine Erfolgsgeschichte sieht anders

aus. Michael Schwemmle

Daten: Bundesnetzagentur (Jahresberichte);
Zusammenstellung und Diagramm: Input Consul!ng 2015
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Mit dem Gesetzentwurf zur Weiterentwick-

lung des Personalrechts der Beamt/-innen

der früheren Deutschen Bundespost be-

fasste sich der Haushaltsausschuss des

Deutschen Bundestags am 23. Februar.

Bei der öffentlichen Anhörung waren Sach-

verständige geladen, die ihre Position

darlegten. ver.di wurde dort von Klaus

Weber, ver.di-Bundesbeamtensekretär, ver-

treten.

Bei dem Entwurf geht es vor allem um den

Schutz der Interessen der Beamt/-innen bei

den Bundespost-Nachfolgeunternehmen

Deutsche Post AG, Deutsche Postbank AG

und Deutsche Telekom AG bei gesellschafts-

rechtlichen Maßnahmen, etwa bei der Um-

wandlung von Unternehmen. Vorgesehen

ist dabei, die dienstrechtliche Zuständigkeit

der Unternehmen mit dem Ausscheiden der

Beamt/-innen enden zu lassen. Ihre Verant-

wortlichkeit solle sich auf dann nur noch auf

einen Beitrag zur Finanzierung der Beam-

tenversorgung beschränken.

Mit dem Gesetzentwurf will die Regierung

auch die Bearbeitung der beamtenrechtli-

chen Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Ge-

burtsfällen, an der derzeit mehrere Stellen

beteiligt sind, zentral bei der Bundesanstalt

für Post und Telekommunikation Deutsche

Bundespost zusammenfassen. Den betroffe-

nen Beamt/-innen solle ermöglicht werden,

in Abstimmung mit dem Unternehmen ihre

Arbeitszeit der persönlichen Lebenssituation

anzupassen und Arbeitszeitguthaben für län-

gere Freistellungsphasen auf Lebensarbeits-

zeitkonten anzusparen.

Klaus Weber begrüßte die Einführung von

Arbeitszeitkonten und kritisierte die Aus-

weitung unterwertiger Beschäftigungsver-

hältnisse. Er verwies auf rechtliche und

politische Bedenken zum Wechsel des bis-

herigen Beleihungsmodells. Die Beamt/-in-

nen hätten darauf vertraut, dass die Be-

schäftigungs- und Kostenpflicht bei den mit

Dienstherrenbefugnissen ausgestatteten

Nachfolgeunternehmen der früheren Deut-

schen Bundespost verbleibe und der Bund

weiterhin die Gesamtverantwortung trage.

Nun sei aber geplant, Dienstherrenbefug-

nisse auf sogenannte Sekundärunterneh-

men, etwa Tochterunternehmen, zu über-

tragen. Klaus Weber betonte, dass für die

Beamt/-innen keinerlei Nachteile entstehen

dürften.

ver.di führte mit allen Bundestagsfraktionen

Gespräche und setzt sich für Korrekturen,

insbesondere beim Thema „Beleihungsmo-

dell“ ein.

Die schriftliche ver.di-Stellungnahme zur

Sachverständigenanhörung kann hier abge-

rufen werden:

➣www.beamte.verdi.de/themen/
postpersonalrecht/

Postpersonalrecht

Gesetzentwurf im Bundestag kritisiert

Buchtipp

Serie
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Am 2. Februar

2015 fand in Düs-

seldorf die Auf-

sichtsratswahl in

Form einer Dele-

giertenwahl für

den Konzern Vo-

dafone statt. Von

der gemeinsamen

Liste der betriebli-

chen Arbeitneh-

mervertreter/-in-

nen wurde unsere Konzernbetriebsrats-

vorsitzende Susanne Aichinger in den Auf-

sichtsrat gewählt.

ver.di ist bei den Gewerkschaftsvertretern

mit einer eigenen Liste angetreten und

ver.di-Tarifsekretär Joachim Pütz konnte

sich durchsetzen. ver.di ist dadurch jetzt

auch im Aufsichtsrat von Vodafone ver-

treten.

Ziel für uns ist es, Wertschätzung für die Be-

schäftigten zu schaffen, uns für Sicherheit,

Lebensperspektiven sowie dauerhafte Be-

schäftigung für alle Beschäftigten im Kon-

zern Vodafone einzusetzen.

Es geht uns nicht nur um die Integration von

Kabel Deutschland sondern um die Ent-

wicklung und Veränderungen innerhalb des

gesamten Konzerns Vodafone. Dazu zählen

„Sparprogramme“, häufig ausgelöst durch

den enormen Wettbewerbsdruck in der

TK-Branche sowie aufgrund der Konsoli-

dierung des Telekommunikationsmarktes

in Europa sowie

weltweit.

Vodafone soll

auch in Zukunft

für alle Kolleg/-in-

nen vernünftige

Perspektiven bie-

ten.

Gemeinsam mit

allen Arbeitneh-

mervertreter/-in-

nen im Aufsichts-

rat von Vodafone wollen wir uns für die

Interessen aller Beschäftigten im Vodafone-

Konzern stark machen und dabei unsere Er-

fahrungen, unser Verhandlungsgeschick und

unsere Durchsetzungskraft mit einbringen.

Aufsichtsratswahlen

Vodafone

Erfolge für ver.di

Fo
to
:p

riv
at

Fo
to
:C

hr
is
to
ph

H
ei
l

Joachim Pütz Susanne Aichiger

Sebastian Sick: „Ich bin überwältigt von dem gewerkschaftlichen

Erfolg bei den Aufsichtsratswahlen. Ich freue mich, als erster ex-

terner Gewerkschaftsvertreter in den Aufsichtsrat der SAP SE

einzuziehen. Als Mitglied des Verhandlungsteams zur SE-Um-

wandlung habe ich die SAP bereits kennen und schätzen ge-

lernt. Deshalb möchte ich mich mit meiner Expertise und der

neutralen, überbetrieblichen Sicht für eine gute Aufsichtsrats-

arbeit und für die Arbeitnehmer/-innen von SAP einsetzen. Mit-

bestimmung liegt mir dabei besonders am Herzen. Dafür werde

ich mich künftig stark machen.“

SAP
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Die erste Aufsichtsratswahl bei SAP nach der

Umwandlung in eine Europäische Aktienge-

sellschaft am 5. Februar 2015 hat die Posi-

tion von Gewerkschaften und besonders von

ver.di in dem Walldorfer IT-Konzern enorm

gestärkt. Im neuen Aufsichtsrat werden zwei

ver.di-Mitglieder vertreten sein. Sebastian

Sick wurde als gemeinsamer Kandidat von

ver.di und IG Metall mit deutlichem Abstand

zu den anderen Kandidat/-innen auf den

Gewerkschaftsplätzen in den Aufsichtsrat

gewählt. Außerdem wurde Andreas Hahn

als Mitarbeitervertreter in das Gremium ge-

wählt. Er folgt Mario Rosa-Bian, der nicht er-

neut kandidierte, aber mit seinem Engage-

ment eine der Grundlagen für diesen Erfolg

legte.

SAP galt lange als ein Konzern, in dem Ge-

werkschaften einen schweren Stand haben.

Erst seit 2006 gibt es überhaupt eine Mitbe-

stimmung entsprechend des Betriebsverfas-

sungsgesetzes und damit einen Betriebsrat.

Die Phase der Unternehmensgeschichte, in

der mehr als 90 Prozent der SAP-Beschäftig-

ten gegen die gewerkschaftliche Initiative

zur Betriebsratsgründung stimmten, ist vo-

bei. „Ich erinnere mich an die Zeiten, in de-

nen wir als Gewerkschafter quasi geächtet

wurden“, erinnert sich Bert Stach, der da-

mals die gewerkschaftliche Positionierung

Andreas Hahn: „Das Wahlergebnis zeigt eine Zeitenwende bei

SAP, die Vorurteile gegenüber den DGB-Gewerkschaften sind

endgültig zerstreut. Dies ist der engagierten Arbeit der ver.di-

Betriebsratsmitglieder und den vielen aktiven Mitgliedern der

Betriebsgruppe zu verdanken, die sich für alle Beschäftigten der

SAP einsetzen.“
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von ver.di bei SAP mitorganisiert hat. Da-

mals wurden die Gewerkschaftsplätze im

Aufsichtsrat mit Vertreter/-innen von Split-

tergewerkschaften und Betriebsangehörigen

besetzt.

Mit der Aufsichtsratswahl vom 5. Februar

scheint die SAP diese Zeiten hinter sich ge-

lassen zu haben. So wurden einige Verfech-

ter des alten SAP-Systems nicht wieder ge-

wählt. Aber ein neuer Konflikt zieht bereits

auf. Mit der nächsten Aufsichtsratswahl

strebt die SAP an, das Gremium zu verklei-

nern. Besonders die Gewerkschaftsplätze

sind dabei im Visier.




